
16. Gesetz vom 16. Dezember 2011, mit dem
das Kärntner Chancengleichheitsgesetz, das
Kärntner Mindestsicherungsgesetz und das
Kärntner Jugendwohlfahrtsgesetz geändert
werden

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Artikel I
Das Kärntner Chancengleichheitsgesetz –

K-ChG, LGBl. Nr. 8/2010, geändert durch das
Gesetz LGBl. Nr. 97/2010, wird wie folgt geän-
dert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der Wort-
folge „§ 6 Subsidiarität, Leistungen Dritter,
Eigene Mittel“ die Wortfolge „§ 6a Kürzung
von Leistungen“ und nach der Wortfolge „§ 24
Individueller Hilfe- und Zukunftsplan“ die
Wortfolge „§ 24a Sachverständige“ eingefügt.

2. § 6 Abs. 1 und 2 werden durch folgende
Abs. 1 bis 2 ersetzt:

„(1) Leistungen nach diesem Gesetz dürfen,
soweit nicht anderes bestimmt ist, nur so weit
gewährt werden, als der jeweilige Bedarf nicht
oder nicht ausreichend durch den Einsatz ei-
gener Mittel und Kräfte gedeckt werden kann
und auch nicht oder nicht ausreichend durch
Leistungen Dritter gedeckt ist. Zu den Lei-
stungen Dritter zählen auch 
a) jener Teil des Einkommens des im gemein-

samen Haushalt lebenden unterhalts-
pflichtigen Ehegatten, eingetragenen Part-
ners oder Lebensgefährten, der den für
diese Personen vorgesehenen Mindeststan-
dard gemäß § 8 Abs. 3 lit. b Z 1 übersteigt,
sowie 

b) jener Teil des Einkommens eines im gemein-
samen Haushalt lebenden unterhalts-
pflichtigen Elternteils eines Menschen mit
Behinderung mit Anspruch auf Familien-

beihilfe, der den für diese Personen vorge-
sehenen Mindeststandard gemäß § 8 Abs. 2
übersteigt.

(1a) Als Leistungen Dritter nicht zu berück-
sichtigen sind freiwillige Leistungen, wenn
diese sonst eingestellt würden, außer diese
Leistungen erreichen ein Ausmaß oder eine
Dauer, so dass keine Leistungen nach § 8 er-
forderlich wären.

(2) Der Mensch mit Behinderung hat An-
sprüche gegen Dritte, bei deren Erfüllung Lei-
stungen nach diesem Gesetz nicht oder nicht
in diesem Ausmaß zu gewähren wären, zu ver-
folgen, soweit dies nicht offenbar aussichtslos
oder unzumutbar ist und kein Fall des § 19
Abs. 3a vorliegt. Die Landesregierung darf
durch Verordnung das Ausmaß der zu verfol-
genden Unterhaltsleistungen in jenen Fällen
prozentuell einschränken, in denen der
Mensch mit Behinderung vor Bezug von Lei-
stungen nach diesem Gesetz selbsterhaltungs-
fähig war. Die prozentuelle Einschränkung
hat unter Berücksichtigung des Einkommens
und sonstiger Unterhaltsverpflichtungen so-
wie erhöhter Aufwendungen im Falle einer ei-
genen Pflegebedürftigkeit oder Behinderung
der verpflichteten Person sowie der Art der ge-
währten Leistung zu erfolgen. Soweit dies
zweckmäßig erscheint, ist ein Anspruchsüber-
gang im Sinne des § 19 Abs. 4 zu bewirken.“

3. § 6 Abs. 4 wird durch folgende Abs. 4 und
4a ersetzt:

„(4) Als Einkommen gelten, soweit dieses
Gesetz nicht anderes bestimmt, alle Ein-
künfte, die dem Menschen mit Behinderung
zufließen. Pflegegeld nach dem Bundespflege-
geldgesetz oder nach gleichartigen gesetzli-
chen Bestimmungen gilt nur als Einkommen,
soweit vom Menschen mit Behinderung ent-
sprechende Pflegeleistungen nach diesem Ge-
setz in Anspruch genommen werden. Nicht
zum Einkommen zählen
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a) Leistungen nach dem Familienlastenaus-
gleichsgesetz 1967, mit Ausnahme der Zu-
wendungen aus dem Familienhospizka-
renz-Härteausgleich, es sei denn es erfolgt
eine stationäre Unterbringung nach § 13,

b) Kinderabsetzbeträge gemäß § 33 Abs. 3 des
Einkommensteuergesetzes 1988,

c) bei Bezug von Leistungen nach § 8 Wohn-
beihilfen gemäß dem VIII. Abschnitt des
Kärntner Wohnbauförderungsgesetzes
1997, welche den angemessenen Wohnbe-
darf gemäß § 8 Abs. 6 in Verbindung mit
§12 Abs. 4 des Kärntner Mindestsiche-
rungsgesetzes übersteigen;

d) bei Bemessung des Kostenbeitrages nach
§17 Unterhaltsleistungen, ausgenommen
solche von Eltern gegenüber einem Men-
schen mit Behinderung, der das 25. Lebens-
jahr noch nicht vollendet hat, oder solche
aufgrund von Unterhaltsverpflichtungen
aus einer vertraglichen Vereinbarung oder
einem gerichtlichen Urteil. 

(4a) § 6 Abs. 4 und 5 des Kärntner Mindest-
sicherungsgesetzes gelten mit der Maßgabe,
dass in § 6 Abs. 5 das Zitat „§§ 12 und 12a“ je-
weils durch das Zitat „§ 8“ und das Zitat „§ 12
Abs. 2“ durch das Zitat „§ 8 Abs. 2“ zu erset-
zen ist.“

4. § 6 Abs. 7 bis 11 werden durch folgende
Abs. 7 bis 10 ersetzt:

„(7) Die Erbringung von Leistungen nach
diesem Gesetz hat unter Berücksichtigung der
Bereitschaft zum zumutbaren Einsatz der Ar-
beitskraft des Menschen mit Behinderung zu
erfolgen. § 7 des Kärntner Mindestsicherungs-
gesetzes ist anzuwenden.

(8) Nicht zum verwertbaren Vermögen
gehören Gegenstände, deren Verwertung eine
soziale Notlage erst auslösen, verlängern oder
deren Überwindung gefährden würde. Dies ist
insbesondere anzunehmen bei 
a) Gegenständen nach § 6 Abs. 7 lit. a bis c des

Kärntner Mindestsicherungsgesetzes;
b) bei Ersparnissen bis zu einem Freibetrag

1. bei Alleinstehenden oder Alleinerziehern
in der Höhe von 600 % des Mindeststan-
dards nach § 8 Abs. 2;

2. bei Personen in Haushaltsgemeinschaft
jeweils in der Höhe von 450 % des Min-
deststandards nach § 8 Abs. 2;

c) sonstigen Vermögenswerten ausgenommen
Immobilien, soweit sie den Freibetrag nach
lit. b nicht übersteigen und solange Lei-
stungen nach § 8 nicht länger als sechs un-
mittelbar aufeinanderfolgende Monate be-
zogen werden. Für diese Frist sind auch
frühere ununterbrochene Bezugszeiten von

mindestens zwei Monaten zu berücksichti-
gen, wenn diese nicht länger als zwei Jahre
vor dem neuerlichen Bezugsbeginn liegen.

(9) Hat der Mensch mit Behinderung Vermö-
gen, dessen Verwertung ihm vorerst nicht mög-
lich oder nicht zumutbar ist, so darf die Ge-
währung von Dauerleistungen nach diesem
Gesetz von der Sicherstellung des Ersatzan-
spruches abhängig gemacht werden. Bei Lei-
stungen nach § 8 darf erst sichergestellt wer-
den, wenn die Leistungen länger als sechs un-
mittelbar aufeinanderfolgende Monate bezo-
gen werden, wobei für diese Frist auch frühere
ununterbrochene Bezugszeiten von jeweils
mindestens zwei Monaten zu berücksichtigen
sind, die innerhalb der letzten zwei Jahre vor
dem neuerlichen Bezug von Leistungen nach
§8 liegen. In diesen Fällen umfasst die Sicher-
stellung auch die Ersatzansprüche für jene
Leistungen, die für die Berechnung der Frist
maßgeblich sind und gemäß § 19 Abs. 6 iVm
§49 Abs. 1 des Kärntner Mindestsicherungs-
gesetzes geltend gemacht werden dürfen.

(10) Die Landesregierung darf durch Verord-
nung nähere Vorschriften über den Einsatz der
eigenen Mittel erlassen. Diese Verordnung hat
insbesondere zu regeln, inwieweit Einkommen
oder verwertbares Vermögen des Menschen
mit Behinderung nicht zu berücksichtigen ist.
Bei der Erlassung der Verordnung ist auf die
Lebenshaltungskosten in Kärnten für durch-
schnittliche Lebensverhältnisse, die Unter-
haltspflichten, auf lebens- und existenznot-
wendige Ausgaben des Menschen mit Behin-
derung sowie auf Aufwendungen, die der Si-
cherung und Aufrechterhaltung seiner
wirtschaftlichen Existenzgrundlage dienen,
Bedacht zu nehmen.“

5. Nach § 6 wird folgender § 6a eingefügt:

„§ 6a
Kürzung von Leistungen

(1) Leistungen nach § 8 dürfen auf das für
die unmittelbare Bedarfsdeckung unerlässli-
che Ausmaß beschränkt werden, wenn der
Mensch mit Behinderung

a) die Notlage vorsätzlich oder grob fahrläs-
sig selbst herbeigeführt hat, oder 

b) mit den eigenen oder ihm zur Verfügung ge-
stellten Mitteln nicht sparsam umgeht und
die Gewährung von Sachleistungen nicht
zielführend ist, oder

c) nicht alle gebotenen Handlungen zur
Durchsetzung von Ansprüchen nach § 6
Abs. 2 unternimmt, oder

d) nicht zum zumutbaren Einsatz der Arbeits-
kraft gemäß § 6 Abs. 7 in Verbindung mit §7
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des Kärntner Mindestsicherungsgesetzes
bereit ist.

(2) Im Fall der Kürzung von Leistungen ist
auf die Sicherung des dringenden Wohnbe-
darfs des Menschen mit Behinderung sowie
die Sicherung des Lebensunterhalts und des
dringenden Wohnbedarfs der unterhaltsbe-
rechtigten Angehörigen durch geeignete Vor-
kehrungen Bedacht zu nehmen.

(3) Der Kürzung gemäß Abs. 1 lit. b bis d hat
eine schriftliche Ermahnung voranzugehen. 

(4) Die Kürzung gemäß Abs. 1 hat stufen-
weise um maximal 50 vH zu erfolgen. Eine
weitergehende Kürzung der Leistungen ist
nur in Ausnahmefällen aufgrund besonderer
Umstände zulässig, in den Fällen des Abs. 1
lit.d insbesondere, wenn trotz dreimaliger
schriftlicher Ermahnung keine Bereitschaft
zum zumutbaren Einsatz der Arbeitskraft be-
steht.

(5) Hat der Mensch mit Behinderung seine
soziale Notlage selbst herbeigeführt, indem er
innerhalb der letzten drei Jahre vor Bezug von
Leistungen nach § 8 Vermögen verschenkt
oder ein Erbe nicht angetreten hat, oder wird
während des Bezugs von Leistungen nach § 8
Vermögen verschenkt oder ein Erbe nicht an-
getreten und hierdurch die soziale Notlage
verstärkt oder verlängert, dürfen die Leistun-
gen nach § 8 um maximal 25 vH gekürzt wer-
den, bis der Wert des verschenkten oder ent-
gangenen Vermögens, abzüglich des Freibetra-
ges nach § 6 Abs. 8, erreicht wird, höchstens je-
doch für zehn Jahre. Diese Kürzungs-
möglichkeit entfällt, wenn der Mensch mit Be-
hinderung glaubhaft macht, dass die Schen-
kung oder der Nichtantritt nicht erfolgt ist,
um einen Anspruch auf Leistungen nach die-
sem Gesetz herbeizuführen oder zu erhöhen,
oder wenn sie für den Menschen mit Behinde-
rung eine soziale Härte bedeuten würde.“

6. § 7 Abs. 4 lautet:

„(4) Die Leistungen nach diesem Gesetz sol-
len im Hinblick auf die Zielerreichung mög-
lichst nachhaltig und so gestaltet sein, dass der
Mensch mit Behinderung im sozialen und ge-
sellschaftlichen Umfeld möglichst integriert
bleibt.“

7. § 7 Abs. 5a lautet:

„(5a) Als Geld- oder Sachleistungen kom-
men einmalige oder laufende Leistungen
(Dauerleistungen) in Betracht. Dauerleistun-
gen sind zu erbringen, wenn der Bedarf vor-
aussichtlich für mehr als drei Monate be-
steht.“

8. § 7 wird folgender Abs. 9 angefügt:
„(9) Ein Anspruch auf Leistungen gemäß § 8

besteht ab einem errechneten Mindestbetrag
von zehn Euro monatlich.“

9. § 12 Abs. 3 lautet:
„(3) Die Erbringung von Assistenzleistun-

gen ist von der Leistung eines Selbstbehaltes
abhängig zu machen.“

10. § 17 lautet:
„§ 17

Kostenbeitrag
(1) Der Mensch mit Behinderung sowie die

für ihn unterhaltspflichtigen Personen, ausge-
nommen in den Fällen des § 19 Abs. 3a, haben
zu den Kosten für folgende Leistungen ent-
sprechend ihrer finanziellen Leistungskraft
beizutragen: 
a) Förderung der Erziehung und Entwicklung

gemäß § 10 Abs. 1;
b) fähigkeitsorientierte Beschäftigung und

berufliche Eingliederung gemäß § 11;
c) Unterbringung in Einrichtungen gemäß §

13.
(2) Die Landesregierung darf durch Verord-

nung nähere Vorschriften erlassen, unter wel-
chen Voraussetzungen und in welchem Aus-
maß Kostenbeiträge zu leisten sind. Bei der
Erlassung der Verordnung ist auf die Lebens-
haltungskosten in Kärnten für durchschnittli-
che Lebensverhältnisse, die eigenen Mittel des
Menschen mit Behinderung und dessen Unter-
haltspflichten, auf lebens- und existenznot-
wendige Ausgaben sowie Aufwendungen, die
der Sicherung und Aufrechterhaltung seiner
wirtschaftlichen Existenzgrundlage dienen,
Bedacht zu nehmen. Kostenbeiträge An-
gehöriger sind in der Verordnung nach Maß-
gabe der finanziellen Leistungskraft der un-
terhaltspflichtigen Person und deren Unter-
haltspflichten sowie unter Berücksichtigung
erhöhter Aufwendungen im Falle einer eige-
nen Pflegebedürftigkeit oder Behinderung
festzusetzen.“

11. § 19 Abs. 3 wird durch folgende Abs. 3 bis
3c ersetzt:

„(3) Personen, die gesetzlich zum Unterhalt
des Menschen mit Behinderung verpflichtet
sind, sowie sonstige Personen, gegen die der
Mensch mit Behinderung Ansprüche hat, bei
deren Erfüllung Leistungen nach diesem Ge-
setz nicht oder nicht in der erhaltenen Höhe zu
erbringen wären, haben die Kosten für Lei-
stungen nach diesem Gesetz im Rahmen der
sie treffenden Verpflichtungen zu ersetzen.
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(3a) Eine Verpflichtung zum Kostenersatz
besteht nicht:
a) wenn dieser wegen des Verhaltens des Men-

schen mit Behinderung gegenüber dem Er-
satzpflichtigen sittlich nicht gerechtfertigt
wäre;

b) wenn dieser eine soziale Härte bedeuten
würde;

c) für Enkel oder Großeltern von Menschen
mit Behinderung;

d) bei einmaligen Leistungen;
e) bei Leistungen nach §§ 9, 12 und 14 bis 16;
f) für Eltern von Menschen mit Behinderung,

soweit der Leistungsempfänger das 25. Le-
bensjahr vollendet hat, sowie für Kinder
von Menschen mit Behinderung, jeweils
wenn keine Unterhaltsverpflichtung auf-
grund einer vertraglichen Vereinbarung
oder eines gerichtlichen Urteils besteht.

(3b) Die Landesregierung hat das prozentu-
elle Ausmaß der Ersatzpflicht von Eltern oder
Kindern eines Menschen mit Behinderung
durch Verordnung festzulegen. Bei der Festle-
gung der Höhe der Ersatzpflicht ist auf die fi-
nanzielle Leistungskraft und sonstige Unter-
haltsverpflichtungen der ersatzpflichtigen
Person sowie auf erhöhte Aufwendungen im
Falle einer eigenen Pflegebedürftigkeit oder
Behinderung und die Art der gewährten Lei-
stung Bedacht zu nehmen. Die Ersatzpflicht
ist mit der Höhe der Unterhaltsverpflichtung
begrenzt.

(3c) Ein Unterhaltsverzicht des Menschen
mit Behinderung im Rahmen eines gerichtli-
chen Vergleichs bindet die Behörde nach § 60
oder den Träger nach § 61 nur, wenn der
Mensch mit Behinderung glaubhaft macht,
dass der Verzicht nicht erfolgt ist, um einen
Anspruch auf Leistungen nach diesem Gesetz
herbeizuführen oder zu erhöhen.“

12. § 22 wird folgender Abs. 4 angefügt:
„(4) Gegenüber dem Menschen mit Behinde-

rung unterhaltspflichtige Personen und der
mit dem Menschen mit Behinderung im ge-
meinsamen Haushalt lebende Lebensgefährte
sind zur Bekanntgabe ihrer für die Vollziehung
dieses Gesetzes maßgeblichen Einkommens-
verhältnisse verpflichtet.“

13. Nach § 24 wird folgender § 24a eingefügt:
„§ 24a

Sachverständige
(1) Vor der Entscheidung über die Ge-

währung von Leistungen nach diesem Gesetz

sind, soweit dies Art und Umfang der Leistung
bedingen, Sachverständige zu hören, die je
nach Bedarf aus dem Kreis der Ärzte, Psycho-
logen, Sozialarbeiter, Berufsberater und ande-
rer Fachkräfte, allenfalls auch zur Erstattung
eines gemeinschaftlichen Gutachtens, beizu-
ziehen sind.

(2) Sind der Behörde keine geeigneten
Sachverständigen im Sinne des Abs. 1 beige-
geben oder stehen ihr solche gemäß Abs. 5
nicht zur Verfügung, darf die Behörde mit Be-
scheid Sachverständige bestellen, welche die
in Abs. 1 genannte oder eine andere, zur Be-
urteilung erforderliche, fachliche Eignung
aufweisen.

(3) Ist absehbar, dass für bestimmte regel-
mäßig erforderliche Beurteilungen kein geeig-
neter Sachverständiger der Behörde beigege-
ben sein oder zur Verfügung stehen wird, darf
die Behörde einen fachlich geeigneten Sach-
verständigen für diese Beurteilungen inner-
halb eines genau bestimmten Zeitraumes be-
stellen, wenn dies den Grundsätzen der Spar-
samkeit, Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlich-
keit entspricht.

(4) Sachverständige, die keine Bediensteten
einer Gebietskörperschaft sind, sind von der
Landesregierung auf die gewissenhafte und
unparteiische Erfüllung ihrer Pflichten sowie
auf die Einhaltung der Amtsverschwiegenheit
anzugeloben. § 7 des Allgemeinen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes gilt sinngemäß für
Sachverständige.

(5) Die Landesgeschäftsstelle des Arbeits-
marktservice Kärnten, die regionalen Ge-
schäftsstellen des Arbeitsmarktservice in
Kärnten, die Arbeitsinspektorate, deren örtli-
cher Wirkungsbereich in Kärnten liegt, und
das Bundesamt für Soziales und Behinderten-
wesen Kärnten sowie die gesetzlichen berufli-
chen Vertretungen in Kärnten sind verpflich-
tet, an der Vollziehung dieses Gesetzes durch
die Beistellung von Sachverständigen mitzu-
wirken.

(6) Abs. 2 bis 4 gelten sinngemäß, soweit für
sonstige Beurteilungen und Entscheidungen
im Rahmen dieses Gesetzes fachlich geeignete
Personen heranzuziehen sind.“

14. § 25 Abs. 4 lautet:

„(4) Im Monat der Antragstellung gebührt
der jeweilige Mindeststandard nach § 8 antei-
lig ab dem Tag der Antragstellung gemäß § 21
Abs. 2. Der Kalendermonat ist einheitlich mit
30 Tagen anzunehmen.“
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15. Nach § 25 wird folgender § 25a eingefügt:

„§ 25a
Vergleiche

Über die Höhe von Unterhaltsansprüchen,
die gemäß § 6 Abs. 2 in Verbindung mit § 19
Abs. 4 auf das Land übergegangen sind, sowie
von Kostenbeiträgen für privatwirtschaftlich
gewährte Leistungen kann das Land mit dem
Unterhaltspflichtigen im Rahmen der Vorga-
ben des § 6 Abs. 2 und des § 17 einen Vergleich
abschließen, dem die Wirkung eines gerichtli-
chen Vergleiches (§ 1 Z 15 Exekutionsordnung)
zukommt.“

16. § 29 Abs. 1 lautet:

„(1) Der Mensch mit Behinderung, dem Lei-
stungen nach diesem Gesetz gewährt werden,
oder sein gesetzlicher Vertreter hat der
Behörde nach § 43 oder dem Träger nach § 44
jede ihm bekannte Änderung der für die Lei-
stung maßgeblichen Umstände, insbesondere
der Vermögens-, Einkommens- oder Wohnver-
hältnisse oder des Personenstands sowie Auf-
enthalte in Kranken- oder Kuranstalten oder
sonstige, länger als zwei Wochen dauernde Ab-
wesenheiten, binnen vier Wochen anzuzei-
gen.“

17. § 39 Abs. 2 lautet:

„(2) Die Mitglieder des Chancengleichheits-
beirates, die nicht Mitglieder der Landesregie-
rung oder des Kärntner Landtages oder Be-
dienstete des Landes sind, haben gegenüber
dem Land Anspruch 

a) bei Benützung eines öffentlichen Verkehrs-
mittels auf eine Fahrtkostenvergütung
nach den Bestimmungen der §§ 190 und
191 des Kärntner Dienstrechtsgesetzes
1994, LGBl. Nr. 71, oder

b) bei Fahrten mit dem eigenen Kraftfahrzeug
auf ein Kilometergeld im Sinne des § 194
Abs. 3 des Kärntner Dienstrechtsgesetzes
1994, wenn nur durch die Benützung des ei-
genen Kraftfahrzeuges der Ort einer Sit-
zung des Chancengleichheitsbeirates
rechtzeitig erreicht werden kann, oder

c) bei Fahrten mit dem eigenen Kraftfahr-
zeug, wenn die Voraussetzungen nach lit. b
nicht gegeben sind, auf einen Reisekosten-
ersatz in der sich aus § 190 Abs. 3 des
Kärntner Dienstrechtsgesetzes 1994 erge-
benden Höhe.“

18. § 43 Abs. 1 lit. a lautet:
„a) die Erlassung von Verordnungen nach den

§ 6 Abs. 2, 5 und 10, § 8 Abs. 2, § 12 Abs. 5,
§ 17 Abs. 2, § 18 Abs. 2 sowie § 19 Abs. 3b,“

19. § 44 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Als Träger von Privatrechten dürfen die
Sozialhilfeverbände und die Städte mit eige-
nem Statut gemäß § 61 Abs. 4 des Kärntner
Mindestsicherungsgesetzes Einrichtungen zur
Unterbringung von Menschen mit Behinde-
rungen errichten und betreiben. In diesem Fall
gelten Sozialhilfeverbände als Träger der
freien Wohlfahrtspflege gemäß § 46.“

20. § 46 Abs. 1a wird durch folgende Abs. 1a
und 1b ersetzt:

„(1a) Die für die Erfüllung von Aufgaben
nach § 44 Abs. 1 lit. g den Trägern der freien
Wohlfahrtspflege zu erstattenden Kosten sind
jedenfalls pauschaliert zu leisten. Die Landes-
regierung hat durch Verordnung die Höhe der
Kostenersätze nach Maßgabe des Abs. 1 zu be-
stimmen, wobei auf die Art, den Zweck und die
Größe der Einrichtung Bedacht zu nehmen ist.
Bestehen besondere gesetzliche Vorgaben für
Sozialhilfeverbände, sind diese in der Verord-
nung zu berücksichtigen und Differenzierun-
gen bei der Festsetzung der Kostenersätze zu
treffen. Die Landesregierung hat die Kosten-
ersätze durch Verordnung jährlich für das fol-
gende Kalenderjahr neu festzusetzen, wobei
die jährliche Valorisierung der den Kostener-
sätzen zugrundeliegenden Aufwendungen zu
berücksichtigen ist. Über das Ausmaß der in
der Verordnung genannten Kostenersätze hin-
ausgehende Kosten eines Trägers der freien
Wohlfahrtspflege werden nicht ersetzt. 

(1b) Kostenersätze gemäß Abs. 1 und 1a an
Sozialhilfeverbände sind um die Einnahmen
des Sozialhilfeverbandes nach § 15 des Ver-
waltungsstrafgesetzes 1991 zu mindern.“

21. § 47 Abs. 2 wird durch folgende Abs. 2 bis
2b ersetzt:

„(2) Die Gemeinden haben dem Land die
Kosten für Leistungen nach dem 2. Abschnitt
in der Höhe von 50 vH zu ersetzen. 

(2a) Der Kostenanteil der Gemeinden gemäß
Abs. 2 ist auf die einzelnen Gemeinden nach
Maßgabe ihrer gewichteten Volkszahl aufzu-
teilen. Zur Berechnung der gewichteten Volks-
zahl ist die durchschnittliche Finanzkraft der
Gemeinden in Kärnten pro Einwohner, darge-
stellt durch den Faktor eins, der Finanzkraft
einer Gemeinde pro Einwohner (Finanzkraft-
faktor) gegenüberzustellen. Der Mittelwert
zwischen dem Faktor eins und dem Finanz-
kraftfaktor einer Gemeinde ist mit der Volks-
zahl gemäß § 9 Abs. 9 des Finanzausgleichsge-
setzes 2008 der jeweiligen Gemeinde zu mul-
tiplizieren (gewichtete Volkszahl).
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(2b) Die Finanzkraft einer Gemeinde nach
Abs. 2a ist gemäß § 21 Abs. 5 des Finanzaus-
gleichsgesetzes 2008 zu berechnen.“

22. § 49 Abs. 1 lit. a Z 2 lautet:
„2. von gegenüber dem Menschen mit Behin-

derung Unterhaltspflichtigen und Unter-
haltsberechtigten sowie anderen neben
dem Menschen mit Behinderung unter-
haltsberechtigten Personen und dem im
gemeinsamen Haushalt lebenden Lebens-
gefährten: Identifikationsdaten, Adres-
sdaten, Erreichbarkeitsdaten, Personen-
stand, Daten zu den wirtschaftlichen Ver-
hältnissen, Angaben über eine bestehende
Sachwalterschaft und Daten über das Be-
stehen einer Sozialversicherung;“

23. § 52 Abs. 3 lautet:
„(3) Soweit in diesem Gesetz auf Bundesge-

setze verwiesen wird und nicht anderes be-
stimmt wird, sind sie in der nachstehenden
Fassung anzuwenden:
a) Bundespflegegeldgesetz, BGBl. Nr. 110/

1993, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. I Nr. 111/2010;

b) Datenschutzgesetz 2000, BGBl. I Nr. 165/
1999, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. I Nr. 135/2009;

c) Einkommensteuergesetz 1988, BGBl. Nr.
400, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. I Nr. 77/2011;

d) Exekutionsordnung, RGBl. Nr. 79/1896, zu-
letzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. I Nr. 111/2010;

e) Familienlastenausgleichgesetz 1967, BGBl.
Nr. 376, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. I Nr. 76/2011;

f) Finanzausgleichsgesetz 2008, BGBl. I Nr.
103/2007, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. I Nr. 56/2011.“

Artikel II
Das Kärntner Mindestsicherungsgesetz –

K-MSG, LGBl. Nr. 15/2007, geändert durch
die Gesetze LGBl. Nr. 84/2007, 52/2008, 8/2010
und 97/2010, wird wie folgt geändert:
1. Im Inhaltsverzeichnis werden folgende Än-

derungen vorgenommen:
a) Nach der Wortfolge „§ 7 Einsatz der Ar-

beitskraft“ wird die Wortfolge „§ 7a
Kürzung von Leistungen“ eingefügt.

b) In § 11 wird die Wortfolge „Soziale Min-
destsicherung in stationären Einrich-
tungen und Unterbringung bei Fami-
lien“ durch die Wortfolge „Soziale Min-
destsicherung in stationären Einrich-

tungen und Unterbringung zu Wohn-
zwecken“ ersetzt.

c) In § 34a wird das Wort „Heizkostenzu-
schuss“ durch das Wort „Heizzuschuss“
ersetzt.

d) Nach der Wortfolge „§ 57 Bescheide,
Entscheidungspflicht“ wird die Wort-
folge „§ 57a Vergleiche“ eingefügt.

e) Die Wortfolge „§ 79 Kostenersatz an an-
dere Länder“ entfällt.

2. § 2 Abs. 2 lautet:

„(2) Art und Umfang der Leistungen sozia-
ler Mindestsicherung sind so zu wählen, dass
die Stellung der Hilfe suchenden Person in-
nerhalb ihres unmittelbaren sozialen Umfel-
des nach Möglichkeit erhalten und gefestigt
wird.“

3. § 4 Abs. 2 lautet:

„(2) Soziale Mindestsicherung darf im Rah-
men des Privatrechts auch an andere Personen
geleistet werden, wenn dies auf Grund der
persönlichen, sozialen oder wirtschaftlichen
Verhältnisse dieser Personen zur Vermeidung
einer sozialen Härte oder zur Verhinderung
von Gewaltbedrohung (§ 18) geboten er-
scheint.“

4. § 5 lautet:
„§ 5

Subsidiarität, Leistungen Dritter

(1) Soziale Mindestsicherung darf nur so-
weit geleistet werden, als der jeweilige Bedarf
nicht oder nicht ausreichend durch den Ein-
satz eigener Mittel und Kräfte gedeckt werden
kann und auch nicht oder nicht ausreichend
durch Leistungen Dritter gedeckt ist. Zu den
Leistungen Dritter zählen auch 

a) jener Teil des Einkommens des im gemein-
samen Haushalt lebenden unterhalts-
pflichtigen Ehegatten, eingetragenen Part-
ners oder Lebensgefährten, der den für
diese Personen vorgesehenen Mindeststan-
dard gemäß § 12 Abs. 3 lit. a Z 1 übersteigt,
sowie 

b) jener Teil des Einkommens eines im ge-
meinsamen Haushalt lebenden unterhalts-
pflichtigen Elternteils eines Hilfe Suchen-
den mit Anspruch auf Familienbeihilfe, der
den für diese Person vorgesehenen Min-
deststandard gemäß § 12 Abs. 2 oder Abs. 3
lit. a Z 1 übersteigt.

(2) Als Leistungen Dritter nicht zu berück-
sichtigen sind freiwillige Leistungen, wenn
diese sonst eingestellt würden, außer diese
Leistungen erreichen ein Ausmaß oder eine
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Dauer, so dass keine Leistungen nach den §§
12 bis 13 erforderlich wären.

(3) Hilfe suchende Personen haben An-
sprüche gegen Dritte, bei deren Erfüllung so-
ziale Mindestsicherung nicht oder nicht in
diesem Ausmaß zu leisten wäre, zu verfolgen,
soweit dies nicht offenbar aussichtslos oder
unzumutbar ist und kein Fall des § 48 Abs. 1a
vorliegt. Die Landesregierung darf durch Ver-
ordnung das Ausmaß der zu verfolgenden Un-
terhaltsleistungen in jenen Fällen prozentuell
einschränken, in denen der Hilfe Suchende vor
Bezug von Leistungen der sozialen Mindestsi-
cherung selbsterhaltungsfähig war. Die pro-
zentuelle Einschränkung hat unter Berück-
sichtigung des Einkommens und sonstiger
Unterhaltsverpflichtungen sowie erhöhter
Aufwendungen im Falle einer eigenen Pflege-
bedürftigkeit oder Behinderung der verpflich-
teten Person sowie der Art der gewährten Lei-
stung zu erfolgen. Soweit dies zweckmäßig er-
scheint, ist ein Anspruchsübergang im Sinne
des § 48 Abs. 4 zu bewirken.“

5. § 6 Abs. 2a bis 3 werden durch folgende
Abs. 2a und 3 ersetzt:

„(2a) Nicht als Einkommen gelten:  

a) Leistungen nach dem Familienlastenaus-
gleichsgesetz 1967, mit Ausnahme der Zu-
wendungen aus dem Familienhospizka-
renz-Härteausgleich;

b)  Familienbeihilfe einschließlich des Er-
höhungsbetrages, ausgenommen die Hilfe
suchende Person, für die Anspruch auf Fa-
milienbeihilfe besteht, bezieht Leistungen
nach §§ 11 oder 14 Abs. 4 lit. a; bei Leistun-
gen nach § 15 gilt nur der Erhöhungsbetrag
als Einkommen;

c) Kinderabsetzbeträge gemäß § 33 Abs. 3 des
Einkommensteuergesetzes 1988;

d) Pflegegeld nach dem Bundespflegegeldge-
setz oder nach gleichartigen gesetzlichen
Bestimmungen oder andere pflegebezo-
gene Geldleistungen, ausgenommen die
Hilfe suchende Person bezieht Leistungen
nach §§ 11, 14 Abs. 4 lit. a oder 15;

e) bei Bezug von Leistungen nach §§ 12 und
12a Wohnbeihilfen gemäß dem VIII. Ab-
schnitt des Kärntner Wohnbauförderungs-
gesetzes 1997, welche den angemessenen
Wohnbedarf gemäß § 12 Abs. 4 übersteigen.

(3) Erhält eine Hilfe suchende Person auf
Kosten oder unter Kostenbeteiligung des Lan-
des regelmäßig teilstationäre Leistungen, ist
das Pflegegeld entsprechend der durch-
schnittlichen Dauer der Leistung als Einkom-
men zu berücksichtigen. Die Landesregierung
darf durch Verordnung die prozentuelle Höhe

des zu berücksichtigenden Pflegegeldes, ab-
hängig von der durchschnittlichen Unterbrin-
gungsdauer unter Berücksichtigung allfälli-
ger Schließzeiten, festsetzen.“

6. § 6 Abs. 5 lautet:

„(5) Hilfe Suchenden, die während des Be-
zuges von Leistungen nach §§ 12 und 12a,
nach längerer Erwerbslosigkeit oder erstmalig
eine Erwerbstätigkeit aufnehmen, ist ein an-
gemessener Freibetrag aus dem daraus erziel-
ten Einkommen einzuräumen. Der Freibetrag
ist unter Berücksichtigung der Dauer des Be-
zuges von Leistungen und des erzielten Ein-
kommens im Einzelfall im Ausmaß von minde-
stens 7 vH und maximal 20 vH des Mindest-
standards nach § 12 Abs. 2 zu gewähren. Die-
ser Freibetrag hat nach sechsmonatigem
Bezug von Leistungen nach §§ 12 und 12a
mindestens 15 vH des monatlichen Nettoein-
kommens, maximal jedoch 20 vH des Mindest-
standards nach § 12 Abs. 2, zu umfassen und
ist mindestens für die ersten 18 Monate der
Erwerbstätigkeit zu gewähren.“

7. § 6 Abs. 7 bis 12 werden durch folgende
Abs. 7 bis 11 ersetzt:

„(7) Nicht zum verwertbaren Vermögen
gehören Gegenstände, deren Verwertung eine
soziale Notlage erst auslösen, verlängern oder
deren Überwindung gefährden würde. Dies ist
insbesondere anzunehmen bei 

a) Gegenständen, die zur Erwerbsausübung
oder Befriedigung angemessener geistig-
kultureller Bedürfnisse erforderlich sind;

b) Gegenständen, die als angemessener Haus-
rat anzusehen sind;

c) Kraftfahrzeugen, die berufsbedingt oder
aufgrund besonderer Umstände, etwa auf-
grund einer Behinderung oder unzurei-
chender Infrastruktur erforderlich sind;

d) Ersparnissen bis zu einem Freibetrag 
1. bei Alleinstehenden oder Alleinerzie-

hern in der Höhe von 500% des Mindest-
standards nach § 12 Abs. 2;

2. bei Personen in Haushaltsgemeinschaft
jeweils in der Höhe von 375% des Min-
deststandards nach § 12 Abs. 2;

e) sonstigen Vermögenswerten ausgenommen
Immobilien, soweit sie den Freibetrag nach
lit. d nicht übersteigen und solange Lei-
stungen nach §§ 12 bis 14 nicht länger als
sechs unmittelbar aufeinanderfolgende
Monate bezogen werden. Für diese Frist
sind auch frühere ununterbrochene Be-
zugszeiten von mindestens zwei Monaten
zu berücksichtigen, wenn diese nicht län-
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ger als zwei Jahre vor dem neuerlichen Be-
zugsbeginn liegen.

(8) Hat die Hilfe suchende Person Vermögen,
dessen Verwertung ihr vorerst nicht möglich
oder nicht zumutbar ist, so können Dauerlei-
stungen der sozialen Mindestsicherung von
der Sicherstellung des Ersatzanspruches ab-
hängig gemacht werden. Bei Leistungen nach
§§ 12, 12a und 14 darf erst sichergestellt wer-
den, wenn die Leistungen länger als sechs un-
mittelbar aufeinanderfolgende Monate bezo-
gen werden, wobei für diese Frist auch frühere
ununterbrochene Bezugszeiten von jeweils
mindestens zwei Monaten zu berücksichtigen
sind, die innerhalb der letzten zwei Jahre vor
dem neuerlichen Bezug sozialer Mindestsiche-
rung liegen. In diesen Fällen umfasst die Si-
cherstellung auch die Ersatzansprüche für
jene Leistungen, die für die Berechnung der
Frist maßgeblich sind und gemäß § 49 Abs. 1
geltend gemacht werden dürfen. 

(9) Der Hilfe Suchende sowie die für ihn un-
terhaltspflichtigen Personen, ausgenommen
in den Fällen des § 48 Abs. 1a, haben zu den
Kosten für folgende Leistungen entsprechend
ihrer finanziellen Leistungskraft beizutragen: 
a) soziale Mindestsicherung in stationären

Einrichtungen und Unterbringung zu
Wohnzwecken gemäß § 11 Abs. 1; 

b) Unterbringung in einer Einrichtung für
Suchtkranke einschließlich der Nachbe-
treuung zur Wiederherstellung oder Besse-
rung der Gesundheit gemäß § 14 Abs. 4
lit. a.

(10) Soziale Mindestsicherung in Form von
persönlicher Hilfe (§ 9 Abs. 2), ausgenommen
in den Fällen des § 9 Abs. 2 lit. c, d, e, g und h,
ist von der Leistung eines Selbstbehaltes ab-
hängig zu machen.

(11) Die Landesregierung darf durch Verord-
nung nähere Vorschriften über den Einsatz der
eigenen Mittel erlassen. Diese Verordnung hat
insbesondere zu regeln, inwieweit Einkommen
(Abs. 2 bis 5) oder verwertbares Vermögen
(Abs. 7) Hilfe Suchender nicht zu berücksich-
tigen ist, sowie unter welchen Voraussetzun-
gen und in welchem Ausmaß Kostenbeiträge
(Abs. 9) zu leisten sind. Bei der Erlassung der
Verordnung ist auf die Lebenshaltungskosten
in Kärnten für durchschnittliche Lebensver-
hältnisse, die eigenen Mittel des Hilfe Suchen-
den und dessen Unterhaltspflichten, auf le-
bens- und existenznotwendige Ausgaben des
Hilfe Suchenden sowie Aufwendungen, die
der Sicherung und Aufrechterhaltung seiner
wirtschaftlichen Existenzgrundlage dienen,
Bedacht zu nehmen. Kostenbeiträge An-
gehöriger sind in der Verordnung nach Maß-
gabe der finanziellen Leistungskraft der un-

terhaltspflichtigen Person und deren Unter-
haltspflichten sowie unter Berücksichtigung
erhöhter Aufwendungen im Falle einer eige-
nen Pflegebedürftigkeit oder Behinderung
festzusetzen.“

8. § 7 Abs. 3 entfällt.

9. Nach § 7 wird folgender § 7a eingefügt:
„§ 7a

Kürzung von Leistungen
(1) Leistungen sozialer Mindestsicherung

nach §§ 12 und 12a dürfen auf das für die un-
mittelbare Bedarfsdeckung unerlässliche
Ausmaß beschränkt werden, wenn die Hilfe
suchende Person
a) die Notlage vorsätzlich oder grob fahrläs-

sig selbst herbeigeführt hat, oder 
b) mit den eigenen oder ihr zur Verfügung ge-

stellten Mitteln nicht sparsam umgeht und
die Gewährung von Sachleistungen nach §
9 Abs. 4 nicht zielführend ist, oder

c) nicht alle gebotenen Handlungen zur
Durchsetzung von Ansprüchen nach § 5
Abs. 3 unternimmt, oder

d) nicht zum zumutbaren Einsatz der Arbeits-
kraft gemäß § 7 bereit ist.

(2) Im Fall der Kürzung von Leistungen so-
zialer Mindestsicherung ist auf die Sicherung
des dringenden Wohnbedarfs des Hilfe Su-
chenden sowie die Sicherung des Lebensun-
terhalts und dringenden Wohnbedarfs der un-
terhaltsberechtigten Angehörigen durch ge-
eignete Vorkehrungen Bedacht zu nehmen.

(3) Der Kürzung gemäß Abs. 1 lit. b bis d hat
eine schriftliche Ermahnung voranzugehen. 

(4) Die Kürzung gemäß Abs. 1 hat stufen-
weise um maximal 50 vH zu erfolgen. Eine
weitergehende Kürzung der Leistungen ist
nur in Ausnahmefällen aufgrund besonderer
Umstände zulässig, in den Fällen des Abs. 1
lit.d insbesondere, wenn trotz dreimaliger
schriftlicher Ermahnung keine Bereitschaft
zum zumutbaren Einsatz der Arbeitskraft be-
steht.

(5) Hat die Hilfe suchende Person ihre so-
ziale Notlage selbst herbeigeführt, indem sie
innerhalb der letzten drei Jahre vor Bezug von
Leistungen nach §§ 12 oder 12a Vermögen ver-
schenkt oder ein Erbe nicht angetreten hat,
oder wird während des Bezugs von Leistungen
nach §§ 12 oder 12a Vermögen verschenkt oder
ein Erbe nicht angetreten und hierdurch die
soziale Notlage verstärkt oder verlängert, dür-
fen die Leistungen nach §§ 12 oder 12a um ma-
ximal 25 vH gekürzt werden, bis der Wert des
verschenkten oder entgangenen Vermögens,

Landesgesetzblatt 2012, Stück 8, Nr. 16

140



abzüglich des Freibetrages nach § 6 Abs. 7
lit.d, erreicht wird, höchstens jedoch für zehn
Jahre. Diese Kürzungsmöglichkeit entfällt,
wenn der Hilfe Suchende glaubhaft macht,
dass die Schenkung oder der Nichtantritt
nicht erfolgt ist, um einen Anspruch auf so-
ziale Mindestsicherung herbeizuführen oder
zu erhöhen, oder wenn sie für den Hilfe Su-
chenden eine soziale Härte bedeuten würde.“

10. § 8 Abs. 1 lit. i lautet:
„i) soziale Mindestsicherung in sonstigen

Fällen (§§ 34 bis 35).“

11. § 8 wird folgender Abs. 5 angefügt:
„(5) Ein Anspruch auf Leistungen gemäß

§§12 und 12a besteht ab einem errechneten
Mindestbetrag von zehn Euro monatlich.“

12. § 9 Abs. 2 lit. d lautet:
„d) Erholungsangebote für Familien, einsch-

ließlich der Lebensgefährten und einge-
tragenen Partner sowie der Verwandten in
gerader Linie und der Wahl- und Pflege-
kinder sowie Wahl- und Pflegeeltern des
Hilfe Suchenden, und für ältere Men-
schen,“

13. § 9 Abs. 3 lautet:
„(3) Als Geld- oder Sachleistungen zur so-

zialen Mindestsicherung kommen einmalige
oder laufende Leistungen (Dauerleistungen)
in Betracht. Dauerleistungen sind zu erbrin-
gen, wenn der Bedarf voraussichtlich für mehr
als drei Monate besteht.“

14. § 10 Abs. 2 lautet:
„(2) Arbeitsmöglichkeiten nach Abs. 1 dür-

fen Hilfe Suchenden höchstens für 24 Monate
zu Verfügung gestellt werden. Die Beschäfti-
gung hat im Rahmen eines Arbeitsverhältnis-
ses zu erfolgen. Das Ausmaß der täglichen und
wöchentlichen Arbeitszeit ist nach Maßgabe
der persönlichen Situation des Hilfe Suchen-
den und der Dauer der Erwerbslosigkeit in-
nerhalb der Grenzen des § 3 des Arbeitszeitge-
setzes festzulegen.“

15. In § 11 wird die Überschrift „Soziale
Mindestsicherung in stationären Einrichtun-
gen und Unterbringung bei Familien“ durch
die Überschrift „Soziale Mindestsicherung in
stationären Einrichtungen und Unterbrin-
gung zu Wohnzwecken“ ersetzt.

16. § 12 Abs. 3 lautet:
„(3) Als Mindeststandard für andere als in

Abs. 2 genannte Personen gilt folgender Pro-

zentsatz von dem nach Abs. 2 festgesetzten Be-
trag:

a) für volljährige Personen, die mit anderen
volljährigen Personen im gemeinsamen
Haushalt leben:
1. pro Person 75 vH,
2. ab der dritten Hilfe suchenden Person,

wenn diese einer anderen Person im ge-
meinsamen Haushalt gegenüber unter-
haltsberechtigt ist, 50 vH;

b) für Personen, für die ein Anspruch auf Fa-
milienbeihilfe besteht, wenn diese allein-
stehend oder alleinerziehend sind, 80 vH;

c) für volljährige Personen, für die ein An-
spruch auf Familienbeihilfe besteht und
die mit mindestens einer volljährigen Per-
son im gemeinsamen Haushalt leben, 50
vH;

d) für minderjährige Personen, für die ein An-
spruch auf Familienbeihilfe besteht und
die mit mindestens einer volljährigen Per-
son im gemeinsamen Haushalt leben:
1. für die älteste, die zweit- und drittältes -

te Person: 18 vH,
2. ab der viertältesten Person: 15 vH.“

17. § 14 Abs. 1 lautet:

„(1) Das Land hat für Personen, für welche
auf Grundlage der Verordnung über die
Durchführung der Krankenversicherung für
die gemäß § 9 ASVG in die Krankenversiche-
rung einbezogenen Personen ein Versiche-
rungsverhältnis besteht, gemäß der Vereinba-
rung zwischen dem Bund und den Ländern
über eine bundesweite Bedarfsorientierte
Mindestsicherung, LGBl. Nr. 93/2010, Kran-
kenversicherungsbeiträge zu leisten.“

18. § 17 erster und zweiter Satz lauten:

„Soziale Mindestsicherung für Menschen in
besonderen Lebensverhältnissen dient vor al-
lem Familien, einschließlich der Lebensge-
fährten und eingetragenen Partner sowie der
Verwandten in gerader Linie und der Wahl-
und Pflegekinder sowie Wahl- und Pflegeel-
tern des Hilfe Suchenden, und älteren Men-
schen. Bei Leistungen an Familien ist beson-
ders auf die Erhaltung des familiären Zusam-
menhalts Bedacht zu nehmen.“

19. In § 34a wird die Überschrift „Heizko-
stenzuschuss“ durch die Überschrift „Heizzu-
schuss“ ersetzt und Abs. 1 lautet:

„(1) Hilfe Suchenden darf auf Antrag ein-
mal jährlich ein Zuschuss für die folgende
Heizperiode gewährt werden. Die Landesre-
gierung hat bis 30. Juni eines jeden Jahres für
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die kommende Heizperiode durch Verordnung
zu regeln:

a) die Höhe des zu gewährenden Heizzu-
schusses, wobei einkommensabhängig un-
terschiedliche Höhen vorgesehen werden
können;

b) die Höhe des Einkommens, bis zu welchem
Heizzuschuss gewährt werden kann; dabei
können unterschiedliche Grenzbeträge für
den Erhalt des Heizzuschusses vorgesehen
werden;

c) welche Einkünfte abweichend von § 6
Abs. 2 bis 5 nicht als Einkommen zu
berücksichtigen sind;

d) den Zeitraum der Antragstellung und die
bei Antragstellung vorzulegenden Unterla-
gen;

e) die Abwicklung der Förderung.“

20. § 48 Abs. 1 und 2 werden durch folgende
Abs. 1 bis 2 ersetzt:

„(1) Personen, die gesetzlich zum Unterhalt
des Mindestsicherungsempfängers verpflich-
tet sind, sowie sonstige Personen, gegen die der
Mindestsicherungsempfänger Ansprüche hat,
bei deren Erfüllung soziale Mindestsicherung
nicht oder nicht in der erhaltenen Höhe zu lei-
sten wäre, haben die Kosten für Leistungen
der sozialen Mindestsicherung im Rahmen der
sie treffenden Verpflichtungen zu ersetzen.

(1a) Eine Verpflichtung zum Kostenersatz
besteht nicht:

a) wenn dieser wegen des Verhaltens des Min-
destsicherungsempfängers gegenüber dem
Ersatzpflichtigen sittlich nicht gerechtfer-
tigt wäre;

b) wenn dieser eine soziale Härte bedeuten
würde;

c) für Enkel oder Großeltern von Mindestsi-
cherungsempfängern;

d) bei einmaligen Leistungen (§ 9 Abs. 3);
e) bei Leistungen nach §§ 15, 17 bis 20 und 35.

(2) Die Landesregierung hat das prozentu-
elle Ausmaß der Ersatzpflicht von Eltern oder
Kindern eines Mindestsicherungsempfängers
durch Verordnung festzulegen. Bei der Festle-
gung der Höhe der Ersatzpflicht ist auf die fi-
nanzielle Leistungskraft und sonstige Unter-
haltsverpflichtungen der ersatzpflichtigen
Person sowie auf erhöhte Aufwendungen im
Falle einer eigenen Pflegebedürftigkeit oder
Behinderung und die Art der gewährten Lei-
stung Bedacht zu nehmen. Die Ersatzpflicht
ist mit der Höhe der Unterhaltsverpflichtung
begrenzt.“

21.  § 54 wird folgender Abs. 4 angefügt:
„(4) Gegenüber dem Hilfe Suchenden unter-

haltspflichtige Personen und der mit dem
Hilfe Suchenden im gemeinsamen Haushalt
lebende Lebensgefährte sind zur Bekanntgabe
ihrer für die Vollziehung dieses Gesetzen maß-
geblichen Einkommensverhältnisse verpflich-
tet.“

22. § 57 Abs. 3a lautet:
„(3a) Im Monat der Antragstellung gebührt

der jeweilige Mindeststandard nach §§ 12 und
12a anteilig ab dem Tag der Antragstellung
gemäß § 52 Abs. 2. Der Kalendermonat ist ein-
heitlich mit 30 Tagen anzunehmen.“

23. Nach § 57 wird folgender § 57a einge-
fügt:

„§ 57a
Vergleiche

Über die Höhe von Unterhaltsansprüchen,
die gemäß § 5 Abs. 3 in Verbindung mit § 48
Abs. 4 auf das Land übergegangen sind, sowie
von Kostenbeiträgen für privatwirtschaftlich
gewährte Leistungen kann das Land mit dem
Unterhaltspflichtigen im Rahmen der Vorga-
ben des § 5 Abs. 3 und des § 6 Abs. 9 und 11 ei-
nen Vergleich abschließen, dem die Wirkung
eines gerichtlichen Vergleiches (§ 1 Z 15 Exe-
kutionsordnung) zukommt.“

24. § 59 Abs. 2 lautet:
„(2) Die Person, der soziale Mindestsiche-

rung geleistet wird, hat jede ihr bekannte Än-
derung der für die Leistung maßgeblichen
Umstände, insbesondere der Vermögens-, Ein-
kommens- oder Wohnverhältnisse oder des
Personenstands sowie Aufenthalte in Kran-
ken- oder Kuranstalten oder sonstige, länger
als zwei Wochen dauernde Abwesenheiten,
binnen vier Wochen der Behörde oder dem zu-
ständigen Träger von Privatrechten anzuzei-
gen.“

25. § 60 Abs. 1 lit. a lautet:
„a) die Erlassung von Verordnungen nach § 5

Abs. 3, § 6 Abs. 3 und 11, § 12 Abs. 2 , § 34
Abs. 3, § 34a Abs. 1, § 35 Abs. 4, § 48 Abs.
2 und § 61 Abs. 8;“

26. § 61 Abs. 1 lit. v lautet:
„v) der Heizzuschuss gemäß § 34a Abs. 1;“

27. § 61 Abs. 4 wird durch folgende Abs. 4
und 4a ersetzt:

„(4) Als Träger von Privatrechten sind die
Sozialhilfeverbände (§ 70) und die Städte mit
eigenem Statut Träger der Vorsorge für die Er-
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richtung und den Betrieb von Wohnheimen für
ältere Menschen. 

(4a) Unbeschadet der Bestimmung des Abs.
1 lit. a dürfen die Sozialhilfeverbände als Trä-
ger von Privatrechten Pflegeheime, einschließ-
lich Einrichtungen für die Unterbringung von
Menschen mit Behinderung sowie süchtigen
oder chronisch kranken Hilfe Suchenden, er-
richten und betreiben. In diesem Fall gelten
Sozialhilfeverbände als Träger der freien
Wohlfahrtspflege gemäß Abs. 7 und 8.“

28. § 61 Abs. 8 wird durch die Abs. 8 und 8a
ersetzt:

„(8) Die für die Erfüllung von Aufgaben
nach Abs. 1 lit. a den Trägern der freien Wohl-
fahrtspflege zu erstattenden Kosten sind je-
denfalls pauschaliert zu leisten. Die Landesre-
gierung hat durch Verordnung die Höhe der
Kostenersätze nach Maßgabe des Abs. 7 zu be-
stimmen, wobei auf die Art, den Zweck und die
Größe der stationären Einrichtung Bedacht zu
nehmen ist. Bestehen besondere gesetzliche
Vorgaben für Sozialhilfeverbände, sind diese
in der Verordnung zu berücksichtigen und Dif-
ferenzierungen bei der Festsetzung der Ko-
stenersätze zu treffen. Die Landesregierung
hat die Kostenersätze durch Verordnung jähr-
lich für das folgende Kalenderjahr neu festzu-
setzen, wobei die jährliche Valorisierung der
den Kostenersätzen zugrundeliegenden Auf-
wendungen zu berücksichtigen ist. Über das
Ausmaß der in der Verordnung genannten Ko-
stenersätze hinausgehende Kosten eines Trä-
gers der freien Wohlfahrtspflege werden nicht
ersetzt.

(8a) Kostenersätze gemäß Abs. 7 und 8 an
Sozialhilfeverbände sind um die Einnahmen
des Sozialhilfeverbandes nach § 15 des Ver-
waltungsstrafgesetzes 1991 zu mindern.“

29. § 62 lautet:
„§ 62

Kostentragung
(1) Die Kosten für Maßnahmen der Mindest-

sicherung gemäß § 60 Abs. 1 und 2 und § 61
Abs. 1 sind vom Land zu tragen. Die Gemein-
den haben dem Land den Kostenaufwand 
a) für Leistungen nach § 60 Abs. 1 lit. b und c

und Abs. 2 sowie § 61 Abs. 1 lit. a bis q, v
und y in der Höhe von 50 vH und 

b) für Leistungen nach § 61 Abs. 1 lit. s in der
Höhe von 100 vH 

zu erstatten. 
(2) Der Kostenanteil der Gemeinden gemäß

Abs. 1 ist auf die einzelnen Gemeinden nach
Maßgabe ihrer gewichteten Volkszahl aufzu-
teilen. Zur Berechnung der gewichteten Volks-

zahl ist die durchschnittliche Finanzkraft der
Gemeinden in Kärnten pro Einwohner, darge-
stellt durch den Faktor eins, der Finanzkraft
einer Gemeinde pro Einwohner (Finanzkraft-
faktor) gegenüberzustellen. Der Mittelwert
zwischen dem Faktor eins und dem Finanz-
kraftfaktor einer Gemeinde ist mit der Volks-
zahl gemäß § 9 Abs. 9 des Finanzausgleichsge-
setzes 2008 der jeweiligen Gemeinde zu mul-
tiplizieren (gewichtete Volkszahl).

(3) Die Finanzkraft einer Gemeinde nach
Abs. 2 ist gemäß § 21 Abs. 5 des Finanzaus-
gleichsgesetzes 2008 zu berechnen. 

(4) Die gemäß Abs. 2 von einer Gemeinde zu
erstattenden Kosten verringern sich um 10 vH
des Mindeststandards nach § 12 Abs. 2 für jede
Arbeitsmöglichkeit, für die sie Vorsorge ge-
troffen hat, wenn hierdurch ein Hilfe Suchen-
der ununterbrochen mindestens drei Monate
Leistungen nach § 10 erhält.

(5) Hat das Land Kostenersätze für Maß-
nahmen gemäß Abs. 1 lit. a erhalten, so sind
diese von den von Land und Gemeinden ge-
meinschaftlich getragenen Kosten gemäß Abs.
1 abzuziehen. 

(6) Die Gemeinden haben dem Land monat-
liche Vorschüsse auf die von ihnen gemäß Abs.
2 zu erstattenden Kosten zu leisten. Die Lan-
desregierung hat die Höhe dieser Vorschüsse
unter Bedachtnahme auf die zu erwartenden
jährlichen Kostenanteile festzusetzen. Der zu
leistende monatliche Vorschuss ist vom Land
von den Ertragsanteilen der Gemeinden ein-
zubehalten.“

30. § 66 Abs. 5 lautet:
„(5) Die Mitglieder des Mindestsicherungs-

beirates, die nicht Mitglieder der Landesregie-
rung oder des Kärntner Landtages oder Be-
dienstete des Landes sind, haben gegenüber
dem Land Anspruch 
a) bei Benützung eines öffentlichen Verkehrs-

mittels auf eine Fahrtkostenvergütung
nach den Bestimmungen der §§ 190 und
191 des Kärntner Dienstrechtsgesetzes
1994, LGBl. Nr. 71, oder

b) bei Fahrten mit dem eigenen Kraftfahrzeug
auf ein Kilometergeld im Sinne des § 194
Abs. 3 des Kärntner Dienstrechtsgesetzes
1994, wenn nur durch die Benützung des ei-
genen Kraftfahrzeuges der Ort einer Sit-
zung des Mindestsicherungsbeirates recht-
zeitig erreicht werden kann, oder

c) bei Fahrten mit dem eigenen Kraftfahr-
zeug, wenn die Voraussetzungen nach lit. b
nicht gegeben sind, auf einen Reisekosten-
ersatz in der sich aus § 190 Abs. 3 des
Kärntner Dienstrechtsgesetzes 1994 erge-
benden Höhe.“
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31. § 79 entfällt. 

32. § 83 Abs. 1 lit. a Z 2 lautet:
„2. von gegenüber dem Hilfesuchenden Un-

terhaltspflichtigen und Unterhaltsberechtig-
ten sowie anderen neben dem Hilfesuchenden
unterhaltsberechtigten Personen und dem im
gemeinsamen Haushalt lebenden Lebensge-
fährten: Namen, Adressdaten, Erreichbar-
keitsdaten, Personenstand, Daten zu den wirt-
schaftlichen Verhältnissen, Angaben über eine
bestehende Sachwalterschaft und Daten über
das Bestehen einer Sozialversicherung;“

33. § 85 Abs. 2 lautet:
„(2) Soweit in diesem Gesetz auf Bundesge-

setze oder -verordnungen verwiesen und nicht
anderes bestimmt wird, sind sie in der nach-
stehend angeführten Fassung anzuwenden: 
a) Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch,

JGS Nr. 946/1811, zuletzt geändert durch
BGBl. I Nr. 58/2010;

b) Allgemeines Sozialversicherungsgesetz,
BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch
die Verordnung BGBl. II Nr. 398/2011;

c) Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977,
BGBl. Nr. 609, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 52/2011;

d) Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz,
BGBl. Nr. 459/1993, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 24/2011;

e) Arbeitszeitgesetz, BGBl. Nr. 461/1969, zu-
letzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. I Nr. 93/2010;

f) Bundespflegegeldgesetz, BGBl. Nr.
110/1993, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. I Nr. 111/2010;

g) Datenschutzgesetz 2000, BGBl. I Nr.
165/1999, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. I Nr. 135/2009;

h) Einkommensteuergesetz 1988, BGBl. Nr.
400, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. I Nr. 77/2011;

i) Exekutionsordnung, RGBl. Nr. 79/1896,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. I Nr. 111/2010;

j) Familienlastenausgleichsgesetz 1967,
BGBl. Nr. 376, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 76/2011;

k) Finanzausgleichsgesetz 2008, BGBl. I Nr.
103/2007, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. I Nr. 56/2011;

l) Grundversorgungsgesetz - Bund 2005,
BGBl. Nr. 405/1991, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 38/2011;

m) Verordnung über die Durchführung der
Krankenversicherung für die gemäß § 9

ASVG in die Krankenversicherung einbe-
zogenen Personen, BGBl. Nr. 420/1969, zu-
letzt geändert durch die Verordnung BGBl.
II Nr. 262/2010.“

Artikel III
Das Kärntner Jugendwohlfahrtsgesetz – K-

JWG, LGBl. Nr. 139/1991, zuletzt geändert
durch das Gesetz LGBl. Nr. 13/2011, wird wie
folgt geändert:

1. § 44 Abs. 3 wird durch folgende Abs. 3 und
3a ersetzt:

„(3) Der Kostenanteil der Gemeinden gemäß
Abs. 2 ist auf die einzelnen Gemeinden nach
Maßgabe ihrer gewichteten Volkszahl aufzu-
teilen. Zur Berechnung der gewichteten Volks-
zahl ist die durchschnittliche Finanzkraft der
Gemeinden in Kärnten pro Einwohner, darge-
stellt durch den Faktor eins, der Finanzkraft
einer Gemeinde pro Einwohner (Finanzkraft-
faktor) gegenüberzustellen. Der Mittelwert
zwischen dem Faktor eins und dem Finanz-
kraftfaktor einer Gemeinde ist mit der Volks-
zahl gemäß § 9 Abs. 9 des Finanzausgleichsge-
setzes 2008 der jeweiligen Gemeinde zu mul-
tiplizieren (gewichtete Volkszahl).

(3a) Die Finanzkraft einer Gemeinde nach
Abs. 3 ist gemäß § 21 Abs. 5 des Finanzaus-
gleichsgesetzes 2008 zu berechnen.“

2. § 45 entfällt.

Artikel IV
(1) Dieses Gesetz tritt – soweit Abs. 2 nicht

anderes bestimmt – am 1. März 2012 in Kraft.
(2) Art I Z 21, Art. II Z 29 und 31 sowie Art.

III treten am 1. Jänner 2012 in Kraft.
(3) Verordnungen aufgrund dieses Gesetzes

dürfen bereits ab dem der Kundmachung fol-
genden Tag erlassen werden; sie dürfen jedoch
frühestens gleichzeitig mit dem Inkrafttreten
dieses Gesetzes gemäß Abs. 1 in Kraft gesetzt
werden.

(4) § 79 des Kärntner Mindestsicherungsge-
setzes, LGBl. Nr. 15/2007, in der Fassung vor
Inkrafttreten des Art. II Z 31, und § 45 des
Kärntner Jugendwohlfahrtsgesetzes, LGBl.
Nr. 139/1991, in der Fassung vor Inkrafttreten
des Art. III Z 2, sind weiterhin auf bis zum Ab-
lauf des 31. Dezember 2011 entstehende Ko-
sten anzuwenden.

(5) Vorschüsse der Gemeinden gemäß § 47
Abs. 4 des Kärntner Chancengleichheitsgeset-
zes, LGBl. Nr. 8/2010, in der Fassung des Art.
I, und § 61 Abs. 6 des Kärntner Mindestsiche-
rungsgesetzes, LGBl. Nr. 15/2007, in der Fas-
sung des Art. II, sind in den Monaten April bis
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Juni 2012 so festzusetzen, dass die Differenz
zwischen dem in den Monaten Jänner und
Feber tatsächlich geleisteten Vorschuss zu dem
gemäß § 47 Abs. 2a des Kärntner Chancen-
gleichheitsgesetzes, LGBl. Nr. 8/2010, in der
Fassung des Art. I, und gemäß § 62 Abs. 2 des
Kärntner Mindestsicherungsgesetzes, LGBl.
Nr. 15/2007, in der Fassung des Art. II, zu lei-
stenden Vorschuss ausgeglichen wird. 

(6) Für Leistungen, die vor Inkrafttreten die-
ses Gesetzes gemäß Abs. 1 bezogen wurden,
einschließlich des Kostenersatzes für diese Lei-
stungen, gelten anstelle der Art. I oder II die Be-
stimmungen des Kärntner Chancengleichheits-
gesetzes und des Kärntner Mindestsicherungs-
gesetzes, jeweils in der Fassung vor Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes gemäß Abs. 1.

(7) Dauerleistungen sowie innerhalb der
letzten drei Monate vor Inkrafttreten dieses
Gesetzes gemäß Abs. 1 jeden Monat gewährte
Einmalleistungen nach dem Kärntner Chan-
cengleichheitsgesetz und dem Kärntner Min-
destsicherungsgesetz sind innerhalb von zwei
Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes
gemäß Abs. 1 neu zu bemessen, wenn durch
Art. I oder II die Voraussetzungen für die Ge-
währung dieser Leistungen geändert werden.
Die Verpflichtung zur Erlassung eines schrift-
lichen Bescheides über die Neubemessung be-
steht, wenn aus der Neubemessung eine Min-
derung oder Einstellung der bisher bezogenen
Leistung oder sonstige Schlechterstellung des
Menschen mit Behinderung oder des Hilfe Su-
chenden resultiert oder der Mensch mit Behin-
derung oder der Hilfe Suchende einen solchen
innerhalb von zwei Monaten ab der schriftli-
chen Mitteilung über die Neubemessung aus-
drücklich verlangt.

(8) Menschen mit Behinderung und Hilfe
Suchende, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Gesetzes gemäß Abs. 1 Dauerleistungen
oder innerhalb der letzten drei Monate vor In-
krafttreten dieses Gesetzes gemäß Abs. 1 jeden
Monat gewährte Einmalleistungen erhalten
haben, sind diese Leistungen weiterzuge-
währen, bis eine Neubemessung der Leistung
im Hinblick auf Art. I oder II erfolgt (Abs. 7).
Führt die Neubemessung zu einer Minderung
der Leistung oder zu einer sonstigen Schlecht-
erstellung eines Menschen mit Behinderung
oder Hilfe Suchenden oder entfällt aufgrund
der Art. I oder II der Anspruch auf eine Lei-
stung, tritt die Neubemessung oder die Ein-
stellung am 1. Juli 2012 in Kraft. Wird die Neu-
bemessung nicht innerhalb der Frist gemäß
Abs. 7 mitgeteilt, ist die Neubemessung oder
Einstellung erst ab dem der Mitteilung folgen-
den dritten Monatsersten in Geltung zu set-
zen.

(9) Abweichend von Abs. 8 zweiter Satz tritt
§ 12 Abs. 3 lit. b und c des Kärntner Mindest-
sicherungsgesetzes, LGBl. Nr. 15/2007, in der
Fassung des Art. II, für Personen, die im Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes
gemäß Abs. 1 Dauerleistungen oder innerhalb
der letzten drei Monate vor Inkrafttreten die-
ses Gesetzes gemäß Abs. 1 jeden Monat ge-
währte Einmalleistungen erhalten haben, am
1. Oktober 2012 in Kraft. Wird die Neubemes-
sung nicht innerhalb der Frist gemäß Abs. 7
mitgeteilt, ist die Neubemessung oder Einstel-
lung erst ab dem der Mitteilung folgenden
sechsten Monatsersten in Geltung zu setzen.

(10) Wird eine einem Menschen mit Behin-
derung oder einem Hilfe Suchenden zum Un-
terhalt verpflichtete Person aufgrund der Än-
derungen der Art. I oder II für Leistungen, die
in dieser Art im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Gesetzes gemäß Abs. 1 bereits gewährt
werden, zu einer Kostenbeteiligung (Kosten-
beitrag oder Kostenersatz) verpflichtet, die
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes gemäß Abs.
1 nicht oder nicht in diesem Ausmaß vorgese-
hen war, entsteht die Verpflichtung zur Ko-
stenbeteiligung bzw. die Verpflichtung zur
Leistung des die bisherige Kostenbeteiligung
übersteigenden Ausmaßes erst für ab 1. Juli
2012 gewährte Leistungen. 

(11) Verordnungen gemäß § 46 Abs. 1a des
Kärntner Chancengleichheitsgesetzes, LGBl.
Nr. 8/2010, in der Fassung des Art. I, oder § 61
Abs. 8 des Kärntner Mindestsicherungsgeset-
zes, LGBl. Nr. 15/2007, in der Fassung des Art.
II, dürfen im Jahr 2012 auch für das laufende
Jahr erlassen werden. Der Geltungszeitraum
ist in der Verordnung zu nennen.

(12) Abweichend von § 61 Abs. 2 des Kärnt-
ner Mindestsicherungsgesetzes, LGBl. Nr.
15/2007, in der Fassung des Art. II, hat sich das
Land zur Abwicklung der Unterbringung von
Hilfe Suchenden gemäß § 11 des Kärntner
Mindestsicherungsgesetzes, LGBl. Nr.
15/2007, in der jeweils geltenden Fassung, der
Bezirkshauptmannschaften und Magistrate
zu bedienen, wenn die Unterbringung vor dem
1. Februar 2010 erstmalig zuerkannt wurde.
Diese Regelung tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 2019 außer Kraft.

(13) Abweichend von Art. I bis III gilt:

a) Von 1. Jänner 2012 bis 31. Dezember 2012
werden § 47 Abs. 2a 3. Satz des Kärntner
Chancengleichheitsgesetzes, LGBl. Nr.
8/2010, in der Fassung des Art. I, § 62 Abs.
2 3. Satz des Kärntner Mindestsicherungs-
gesetzes, LGBl. Nr. 15/2007, in der Fassung
des Art. II, sowie § 44 Abs. 3 3. Satz des
Kärntner Jugendwohlfahrtsgesetzes,
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LGBl. Nr. 139/1999, in der Fassung des Art.
III,  jeweils durch folgende Sätze ersetzt:

„20 % der Differenz zwischen dem Faktor
eins und dem Finanzkraftfaktor einer Ge-
meinde sind bei einem Finanzkraftfaktor
der Gemeinde unter eins vom Faktor eins
abzuziehen oder bei einem Finanzkraftfak-
tor der Gemeinde über eins dem Faktor eins
hinzuzurechnen. Die sich daraus ergebende
Zahl ist in Folge mit der Volkszahl gemäß
§9 Abs. 9 des Finanzausgleichsgesetzes zu
multiplizieren (gewichtete Volkszahl).“ 

b) Von 1. Jänner 2013 bis 31. Dezember 2013
werden § 47 Abs. 2a 3. Satz des Kärntner
Chancengleichheitsgesetzes, LGBl. Nr.
8/2010, in der Fassung des Art. I, § 62 Abs.
2 3. Satz des Kärntner Mindestsicherungs-
gesetzes, LGBl. Nr. 15/2007, in der Fassung
des Art. II, sowie § 44 Abs. 3 3. Satz des

Kärntner Jugendwohlfahrtsgesetzes,
LGBl. Nr. 139/1999, in der Fassung des Art.
III,  jeweils durch folgende Sätze ersetzt: 
„30 % der Differenz zwischen dem Faktor
eins und dem Finanzkraftfaktor einer Ge-
meinde sind bei einem Finanzkraftfaktor
der Gemeinde unter eins vom Faktor eins
abzuziehen oder bei einem Finanzkraftfak-
tor der Gemeinde über eins dem Faktor eins
hinzuzurechnen. Die sich daraus ergebende
Zahl ist in Folge mit der Volkszahl gemäß
§9 Abs. 9 des Finanzausgleichsgesetzes zu
multiplizieren (gewichtete Volkszahl).“ 

Der Präsident des Landtages:
L o b n i g

Der Landesrat:
Mag.  R a g g e r
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